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Militärische Macht und globale Ambitionen

Rufe nach einer „Weltmacht EUropa“ auf gleicher (militärischer) Augenhöhe 
wie andere Supermächte gibt es schon länger – seit dem britischen EU-
Austrittsreferendum (23.6.2016) und der Wahl Donald Trumps zum neuen 
US-Präsidenten (8.11.2016) werden sie aber immer lauter. So äußerte sich die 
EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini unmittelbar nach der US-Wahl:

„In den kommenden Monaten und Jahren – man kann sogar sagen: in diesen 
Stunden – wird es eine zunehmende Nachfrage nach Europa geben von 
unseren Nachbarn und unseren Partnern in der Welt. Die Forderung nach einem 
von Prinzipien geleiteten globalen ‚Sicherheits-Dienstleister‘ wird wachsen. 
Die Forderung nach einer Supermacht, die an mehrseitige Bündnisse und 
Zusammenarbeit glaubt.“

Ganz ähnlich heißt es auch in der Entschließung des Europäischen Parlaments 
vom 14. Dezember 2016 zur Umsetzung der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP): 

„Das Europäische Parlament […] betont, dass die EU […] ihr volles Potenzial als 
Weltmacht nur nutzen kann, wenn sie ihre einzigartige ‚Soft Power‘ im Rahmen 
eines umfassenden EU-Ansatzes mit ‚Hard Power‘ kombiniert“.

Als ein entscheidender Faktor, um ernsthafte Weltmachtansprüche anmelden zu 
können, gilt dabei die militärische Schlagkraft. In den Worten des ehemaligen 
Präsidenten des Europäischen Parlaments, Hans-Gert Pöttering:

„Politische Gestaltungskraft ist in der internationalen Politik aber unveränderlich 
an militärische Stärke gebunden. […] Die EU sollte sich daher nicht nur in ihrem 
Wunschdenken und ihrer Rhetorik zu einem Akteur von globaler Relevanz erklären, 
sondern sie muss auch die Mittel besitzen und danach handeln.“

Da die Höhe der Militärausgaben den wohl wesentlichsten Faktor darstellt, der 
die militärische Stärke bestimmt, liegt das Bestreben nahe, möglichst hohe 
Mittel hierfür freizuschaufeln – national, aber eben auch auf EU-Ebene.
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Rüstungsausgaben I: Deutschland & NATO

Quelle: Bundeswehrpläne und Eckwerte des 
Finanzministeriums 

Deutsche Militärausgaben 
(in Mrd. Euro)

Quelle: SIPRI

Im Juni 2010 erging ein Sparbeschluss, 
demzufolge alle deutschen Ressorts 81 
Mrd. Euro bis 2014 einsparen sollten. Das 
Budget der Bundeswehr hätte gemäß dem 
damals daran angelegten Haushaltsplan 
eine Absenkung auf 27,6 Mrd. Euro 
erfordert. Dieser Plan wurde jedoch 
schnell gekippt und aus den Eckwerten 
des Finanzministers geht hervor, dass 
bis 2021 weitere Erhöhungen geplant 
sind. Sollte je der Forderung aus den 
USA nachgekommen werden, 2% des BIP 
spätestens bis 2024 für Militärausgaben 
aufzuwenden, würde der Etat sogar noch 
deutlich drastischer von 37 Mrd. (2017) 
auf 60 bis 70 Mrd. Euro ansteigen. 
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Rüstungsausgaben II: EU 

„Die Mitgliedstaaten [benötigen] bei den militärischen Spitzenfähigkeiten alle 
wichtigen Ausrüstungen, um auf externe Krisen reagieren und die Sicherheit 
Europas aufrechterhalten zu können. […] Eine tragfähige, innovative und 
wettbewerbsfähige europäische Verteidigungsindustrie ist von wesentlicher 
Bedeutung für die strategische Autonomie Europas und eine glaubwürdige GSVP.“ 
(EU-Globalstrategie, Juni 2016)
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1 BAE Systems GB 25.278,08

2 Airbus D/F 12.776,10

3 Leonardo Spa Italien 9.318,45

4 Thales Frankreich 7.863,24

5 Rolls-Royce GB 4.790,28

6 Babcock GB 3.357,41

7 Safran Frankreich 3.334,44

8 DCNS Group Frankreich 3.288,55

9 Rheinmetall Deutschland 2.876,01

10 Saab Schweden 2.643,83

EU-Rüstungsausgaben 
(in Mrd. Euro)

Quelle: EDA/SIPRI

Die größten 
EU-Rüstungsunternehmen 

(Umsatz in Mio. Dollar)
Quelle: DefenseNews
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EUropas Rüstungs- und Exportpolitik

Ein effizienter Rüstungsapparat muss aus Sicht der EU über eine kritische Größe 
verfügen – nur über möglichst hohe Stückzahlen werden große Auftragsmargen 
und damit ein „günstiger“ Stückpreis für möglich gehalten. Aus diesem Grund 
wird versucht, europaweite Beschaffungsvorhaben zu forcieren und einen 
EU-Rüstungssektor mit nur wenigen Großkonzernen („Eurochampions“) 
aufzubauen. Dies ist eine wesentliche Aufgabe der 2004 geschaffenen EU-
Verteidigungsagentur, die über ein jährliches Budget von 31 Mio. Euro (2017) 
verfügt. 

Eine überlebensfähige Rüstungsindustrie ist zudem zwingend von umfassenden 
Exporten abhängig. Im „Report on the Preparatory Action for CSDP-related 
research“ schrieb etwa eine von Industriekommissarin Elżbieta Bieńkowska 
einberufene Expertengruppe im Februar 2016:

„Die Steigerung der Exporte trägt wesentlich dazu bei, die kritische Masse 
europäischer Rüstungsunternehmen zu erhalten. […] Ohne Exporte würden 
viele EU-Unternehmen aktuell aufgrund der tiefen Einschnitte in den nationalen 
Rüstungsausgaben ums Überleben kämpfen.“ 

EU-Rüstungsexportgenehmigungen (in Mio. Euro)

2010 2011 2012 2013 2014

Frankreich 11.181,80 9.991,50 13.760,30 9.538,40 73.297,30

Deutschland 4.754,10 5.414,50 4.703,90 5.845,60 3.973,80

Italien 3.251,40 5.261,70 4.160,10 2.149,30 2.650,90

Niederlande 921,90 415,70 941,00 963,40 2.065,30

Spanien 2.238,40 2.871,20 7.694,50 4.321,20 3.666,40

Schweden 1.402,20 1.188,60 1.099,30 1.194,10 511,50

Großbritannien 2.836,80 7.002,50 2.664,10 5.232,10 2.585,60

EU insgesamt 31.722,90 37.524,80 39.862,70 36.711,80 98.400,50

Quelle: Rüstungsexportberichte der GKKE
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Artikel 41(2): Verbot der Militärfinanzierung

Am 1. Dezember 2009 trat der Vertrag von Lissabon (EUV) als wichtigste 
Gesetzesgrundlage der EU in Kraft. Er enthält zahlreiche Anreize, damit die 
Mitgliedsstaaten ihre nationalen Rüstungsausgaben aufstocken. 

Vor allem ist dies Artikel 43(3), in dem es heißt: „Die Mitgliedstaaten 
verpflichten sich, ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern.“ 
Protokoll 10 des Vertrags legt fest, dass dazu die Teilnahme an den wichtigsten 
Rüstungsprojekten und Militäreinsätzen gehört und ermöglicht es, dass ein Land 
bei Nichtbefolgung von wesentlichen Teilen der EU-Militärpolitik ausgeschlossen 
werden könnte.

Auf der anderen Seite enthält der Vertrag aber einen Artikel, der es – 
eigentlich – kategorisch verbietet, EU-Haushaltsgelder für den Militärbereich 
heranzuziehen:

„Die operativen Ausgaben im Zusammenhang mit der Durchführung dieses Kapitels 
[Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik, GSVP] gehen ebenfalls zulasten 
des Haushalts der Union, mit Ausnahme der Ausgaben aufgrund von Maßnahmen 
mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen.“ (Artikel 41(2) EUV)

Noch im April 2015 schloss sich auch die Kommission im Bericht 
„Kapazitätsaufbau zur Förderung von Sicherheit und Entwicklung“ der gängigen 
Interpretation an:

 „Die Verträge schließen die Möglichkeit aus, Ausgaben aufgrund von Maßnahmen 
mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen aus dem EU-Haushalt zu 
finanzieren (Artikel 41 Absatz 2 EUV).“
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Umgehungstaktiken I: „Zivile“ Haushalte

Mit beachtlicher Kreativität wird seit Jahren versucht, den 
Finanzierungsvorbehalt aus Artikel 41(2) EUV zu umgehen. So werden rund 
10% der Kosten von EU-Militäreinsätzen über einen ATHENA genannten 
Nicht-EU-Haushalt finanziert, in den sämtliche Mitgliedsstaaten einzahlen 
– unabhängig davon, ob sie sich an einer bestimmten Operation beteiligen 
oder nicht. Versuche, den ATHENA-Anteil substanziell zu erhöhen oder den 
„Anschubfonds“ (Artikel 41(3) EUV) zu aktivieren und hierüber größere Teile der 
EU-Militäreinsätze finanzieren zu können, scheiterten bislang. „Zivile“ Einsätze, 
dürfen ohnehin direkt aus dem EU-GASP-Haushalt finanziert werden, auch wenn 
sie häufig einen quasi-militärischen Charakter haben. Für den GASP-Haushalt 
sind 2014 bis 2020 insgesamt 2,34 Mrd. Euro eingestellt.

Auch die militärisch extrem relevanten Weltraumprogramme Galileo 
(7 Mrd. Euro) und Copernicus (4,3 Mrd. Euro) werden 2014 bis 2020 
über den EU-Haushalt finanziert. Und schließlich wurde mit dem 7. 
Forschungsrahmenprogramm (2007-2013) ein eigener Budgetitel 
„Sicherheitsforschung“ mit insgesamt 1.4 Mrd. Euro eingeführt, der im 
Nachfolger Horizon 2020 (2014-2020) auf etwa 2 Mrd. Euro aufgestockt wurde. 
Da damit auch rüstungsrelevante Dual-use-Forschung finanziert werden kann, 
gehört die Rüstungsindustrie zu den mit Abstand größten Profiteuren der 
vermeintlich „zivilen“ Forschungsprogramme.

Profiteure der Sicherheitsforschung (in Mio. Euro)

Thales 31,57 INDRA 12,27

Finnmeccanica 28,66 EADS 10,93

Airbus 15,04 ISDEFE 10,77

vtt Research 13,52 BMT 10,58

ATOS 13,02 Safran 9,08

Zahlen aus FP7 und Horizon 2020 nach der EU-Forschungsdatenbank Cordis. 
Quelle: Zeit Online, 23.2.2017
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Umgehungstaktiken II: Ertüchtigung mit Entwicklungshilfe

„Ertüchtigung“, Aufbau und Ausrüstung der Streitkräfte „befreundeter“ Staaten, 
nimmt in der EU-Strategie immer weiter an Bedeutung zu. V.a. zum Aufbau 
afrikanischer Interventionstruppen sowie zur Finanzierung von Militäreinsätzen 
der Afrikanischen Union wurden seit 2004 über die African Peace Facility (APF) 
1,9 Mrd. Euro verausgabt. Die APF ist nicht Teil des EU-Haushaltes, sondern wird 
vom EU-Entwicklungsfonds gefüllt.

Im April 2015 legten die EU-Außenbeauftragte und die EU-Kommission das 
Papier „Kapazitätsaufbau zur Förderung von Sicherheit und Entwicklung“ 
vor, in dem drei Finanzierungsmöglichkeiten für „Ertüchtigungsmaßnahmen“ 
vorgeschlagen werden:

„i) Vorschlag zur Anpassung der Friedensfazilität für Afrika, um deren 
Beschränkungen abzubauen; ii) Einrichtung einer Fazilität für die Verknüpfung von 
Frieden, Sicherheit und Entwicklung im Rahmen eines oder mehrerer bestehender 
Instrumente; iii) Einrichtung eines spezifischen Instruments zu diesem Zweck“.

Im Juli 2016 schlug die EU-Kommission eine Verordnung vor, um künftig auch 
mit dem Stabilitätsinstrument, das 2014 bis 2020 mit 2,34 Mrd. Euro aus dem 
EU-Haushalt befüllt ist, „Ertüchtigung“ finanzieren zu können. Sie soll noch 2017 
verabschiedet werden.

„In Brüssel wird diskutiert, dafür Gelder aus dem Instrument für 
Entwicklungszusammenarbeit (Reserven aus dem Fonds für Armutsbekämpfung) 
umzuwidmen. Brot für die Welt lehnt diese Pläne ab. Eine Umwidmung von 
Entwicklungsgeldern wäre unverantwortlich angesichts der Tatsache, dass die 
Mittel für Entwicklung dringend gebraucht werden, um strukturelle Ursachen 
von Konflikten und Migration anzugehen.“ (Pressemitteilung, Brot für die Welt, 
11.10.2016)
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EU-Globalstrategie: Weltweite Interessen – Weltweite Kriege 

Nur fünf Tage nach dem britischen Austrittsreferendum nahm der EU-Rat am 
28. Juni 2016 eine neue Globalstrategie (EUGS) an, die seither das wichtigste 
Rahmendokument für die EU-Außen- und Militärpolitik darstellt. Sie nennt als 
„Interessen“ ein „offenes und faires Wirtschaftssystem“ und den „Zugang zu 
Ressourcen“. Dies beinhaltet den „Schutz“ von Handelswegen „im Indischen 
Ozean“, „im Mittelmeer“, am „Golf von Guinea“ bis hin zum „Südchinesischen 
Meer“ und der „Straße von Malakka“. 

Vorrangig der Nachbarschaftsraum, 
aber potenziell alle genannten Regionen 
werden zu Zielgebieten von EU-
Militäroperationen deklariert:

„Die EU wird sich – praxisorientiert 
und auf Prinzipien gestützt – für die 
Friedenskonsolidierung einsetzen; dabei 
werden wir die Bemühungen auf unsere 
östlichen und südlichen Nachbarregionen 
konzentrieren, während weiter entfernte 
Einsätze von Fall zu Fall erörtert werden.“

Hierfür werden „militärische 
Spitzenfähigkeiten“ benötigt, um 
„autonom“, also unabhängig von NATO 
und damit USA, kriegsfähig zu sein:

„Dies bedeutet, dass das gesamte 
Spektrum an land-, luft-, weltraum- und 
seeseitigen Fähigkeiten, einschließlich der 
strategischen Grundvoraussetzungen, zur 
Verfügung stehen muss.“

Shared Vision, Common Action:
A Stronger Europe

A Global Strategy for the
European Union’s Foreign And Security Policy
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Mogherinis Implementierungsplan

Die EUGS nennt den Bedarf, das militärische Planziel („Headline Goal“) 
– aktuell v.a. bis zu 60.000 Soldaten ins Feld führen zu können – zu 
erhöhen. Mitte November 2016 legte die EU-Außenbeauftragte Mogherini 
einen Implementierungsplan für die EU-Globalstrategie vor, der das künftig 
angestrebte Einsatzspektrum beschreibt: 

„[D]ie EU [sollte] daher in der Lage sein, die folgenden 
Arten ziviler Missionen und militärischer 
Operationen im Rahmen der GSVP außerhalb 
der Union durchzuführen, mehrere davon 
parallel […]:
– Gemeinsame Krisenbewältigungsopera-
tionen in Situationen mit hohem Sicher-
heitsrisiko in den die EU umgebenden 
Regionen;
– gemeinsame Stabilisierungsoperatio-
nen, einschließlich Luftoperationen und 
Spezialeinsätze;
– zivile und militärische Krisenreaktion, 
einschließlich militärischer Krisenreakti-
onsoperationen […];
– Ersatz/zivile Exekutivmissionen;
– Luftraum-Sicherungsoperationen ein-
schließlich Luftnahunterstützung und Luftraum-
überwachung;
– Operationen zur maritimen Sicherung oder 
Überwachung […];
– Missionen zum Aufbau ziviler Fähigkeiten und zur Reform des Sicherheits-       
sektors […];
– Aufbau militärischer Fähigkeiten durch Beratungs-, Ausbildungs- und 
Begleitmissionen […].“
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Junckers Rede zur Lage der Union

Auf Grundlage zweier deutsch-französischer Papiere präsentierte 
Kommissionchef Jean-Claude Juncker am 14. September 2016 in seiner Rede zur 
Lage der Union einen umfassenden militärischen Maßnahmenkatalog, die auch 
mit einem dementsprechenden Duktus vorgetragen wurde:  

„Mit zunehmenden Gefahren um uns herum reicht Soft Power allein nicht 
mehr aus. […] Europa muss mehr Härte zeigen. Dies gilt vor allem in unserer 
Verteidigungspolitik. Europa kann es sich nicht mehr leisten, militärisch im 
Windschatten anderer Mächte zu segeln oder Frankreich in Mali allein zu lassen. 
Wir müssen die Verantwortung dafür übernehmen, unsere Interessen und die 
europäische Art zu leben zu verteidigen.“

Konkret fordert Juncker u.a.: ein EU-Außenministerium, die Bildung eines 
militärischen Kerneuropas, die Aufstellung eines – im März 2017 dann 
beschlossenen – EU-Hauptquartiers, die Beschaffung EU-eigener militärischer 
Fähigkeiten sowie, um das ganze Wunschkonzert auch bezahlen zu können, die 
Einrichtung eines EU-Verteidigungsfonds.

Juncker bei seiner Rede zur Lage der Union. Quelle: EU/Etienne Ansotte
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Verteidigungs-Aktionsplan: 38,5 Mrd. für die Rüstung!

Am 30. November 2016 veröffentlichte die EU-Kommission den Verteidigungs-
Aktionsplan (EDAP), der den Duktus Junckers aufgriff und seine Ankündigung für 
einen „Verteidigungsfonds“ präzisierte:

„Europa muss für den Schutz seiner 
Interessen, seiner Werte und der 
europäischen Lebensweise einstehen. 
[…] Die Kommission ist bereit, sich in 
einem bisher nicht gekannten Ausmaß 
in der Verteidigung zu engagieren, um 
die Mitgliedstaaten zu unterstützen. 
Sie wird die der EU zur Verfügung 
stehenden Instrumente einschließlich 
EU-Finanzierungen und das volle 
Potenzial der Verträge ausschöpfen 
mit dem Ziel, eine Verteidigungsunion 
aufzubauen.“

Konkret schlägt der EDAP vor, im 
nächsten Haushaltszyklus 2021 bis 
2027 ein Rüstungsforschungsfenster 
von jährlich 500 Mio. Euro und ein 
Fähigkeitenfenster zur Beschaffung 
von Rüstungsgütern mit 5 Mrd. Euro 
(14% der nationalen investitiven 
Ausgaben) zu verankern – zusammen 
also insgesamt 38,5 Mrd. Euro! 
Diese Zahl wurde dann in einer 
Kommissionsmitteilung vom 7.Juni 
2017 aufgegriffen und präzisiert, dass 
jährlich 1,5 Mrd. davon dem EU-
Haushalt entnommen werden sollen. 

Grafikquelle: Europäischer Verteidigungs-
Aktionsplan, Rat der Europäischen Union
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Verteidigungsfonds: Mischfinanzierung

Der Verteidigungsfonds soll laut EDAP sowohl mit Geldern der Mitgliedsstaaten 
als auch aus dem EU-Haushalt befüllt werden. Für die Mitgliedsstaaten wird 
vorgeschlagen, dass diesbzgl. Gelder nicht den Sparauflagen der Troika 
unterliegen sollen. EU-Gelder sollen unter mehr oder minder offenem Bruch 
von Artikel 41(2) EUV u.a. aus den Struktur- und Kohäsionsfonds stammen, 
die eigentlich für die wirtschaftliche und soziale Angleichung der EU-Regionen 
gedacht sind. 

„Die nationalen Kapitalbeiträge zum ‚Fähigkeitenfenster‘ werden als ‚einmalige 
Maßnahmen‘ im Sinne des Stabilitäts- und Wachstumspakts betrachtet und 
belasten somit nicht die strukturellen Konsolidierungsanstrengungen, die von den 
Mitgliedstaaten erwartet werden.“ 

 „Die Kommission wird 
sämtliche Möglichkeiten 
der Finanzierung des 
‚Fähigkeitenfensters‘ 
aus dem EU-Haushalt 
prüfen, die mit den 
Verträgen im Einklang 
stehen. […] Die 
EU-Struktur- und 
-Investitionsfonds (ESI-
Fonds) können von 
den Mitgliedstaaten im 
Verteidigungssektor in 
Anspruch genommen 
werden, sofern damit 
ein Beitrag zu den 
Zielsetzungen des 
jeweiligen Fonds 
geleistet wird […].“ 

Grafikquelle: Europäischer 
Verteidigungs-Aktionsplan
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Lobbyismus: Das Beispiel Rüstungsforschungshaushalt

Der im EDAP vorgeschlagene EU-Rüstungsforschungshaushalt ist ein 
ebenso typischer wie skandalöser Fall von Lobbying. Im Sommer 2015 
wurde eine von Industriekommissarin Elżbieta Bieńkowska handverlesene 
„Group of Personalities“ damit beauftragt, den Sinn eines EU-
Rüstungsforschungshaushaltes zu prüfen. Die Gruppe setzte sich ausschließlich 
aus Rüstungs- und Militärforschungsvertretern sowie bekannten Militärpolitikern 
zusammen – nicht eine kritische Stimme wurde berufen. 

Kaum verwunderlich also, dass ihr Bericht im Februar 2016 zu dem Ergebnis 
kam, ein solcher Haushalt sei sinnvoll und solle 500 Mio. Euro jährlich 
umfassen – exakt die Zahl, die anschließend im EP-Bericht zur „Europäischen 
Verteidigungsunion“ am 22. November und dann im Verteidigungs-Aktionsplan 
der Kommission am 30. November 2016 aufgegriffen wurde.

Die Group of Personalities 

Fernando Abril-Martorell (CEO 
Indra*); Carl Bildt (Ex-Premierminister 
Schweden); Antoine Bouvier (CEO 
MBDA*); Håkan Buskhe (CEO Saab*); 
Paul de Krom (CEO TNO); Tom 
Enders (CEO Airbus Group*); Michael 
Gahler (MdEP); Elisabeth Guigou 
(französische Politikerin (PS)); Ian 
King (CEO BAE Systems*); Bogdan 
Klich (Ex-Verteidigungsminister 
Polen); Federica Mogherini (EU-
Außenbeauftragte); Mauro Moretti 
(CEO Finmeccanica*); Reimund 
Neugebauer (Präsident Frauenhofer-
Gesellschaft); Arndt Schoenemann 
(Vorsitzender ASD); Teija Tiilikainen 
(Chefin FIIA); Nick Witney (Ex-Chef 
EU-Verteidigungsagentur)
* Vertreter der Rüstungsindustrie 

Die Group of Personalities zur EU-
Rüstungsforschung
Quelle: EU/Georges Boulougouris
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Jobmotor Rüstungsindustrie? 

Ebenso falsch wie typisch ist auch die Art, wie im Verteidigungs-Aktionsplan die 
volkswirtschaftlichen Positiveffekte der Rüstungsindustrie übertrieben werden: 

„Investitionen im Verteidigungsbereich haben einen erheblichen wirtschaftlichen 
Multiplikatoreffekt, was die Gründung von Spin-offs, Technologietransfers auf 
andere Wirtschaftszweige sowie die Schaffung von Arbeitsplätzen betrifft.“

Tatsächlich verläuft der Innovationsstrang, die Spin-offs, anders herum, von 
den zivilen zu den militärischen Unternehmen. Auch die volkswirtschaftliche 
Bedeutung und die Beschäftigungsimpulse der Branche sind sehr überschaubar:

„Volkswirtschaftlich betrachtet hat die Rüstungsindustrie nur geringes Gewicht. 
[…] Der Anteil der Verteidigungs- und Sicherheitsbranche am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) liegt, großzügig berechnet, bei 1 Prozent […]. In der klassischen 
Rüstungsindustrie (Waffensysteme, Waffen und Munition) [arbeiten] sogar weniger 
als 20,000 direkt Beschäftigte.“ (Stiftung Wissenschaft und Politik)

Jobwunder Militär?
Neue Arbeitsplätze pro 
investierter Mrd. Dollar 
in den USA. Quelle: 
Hartung, William D./
Peterson, Natalie: 
Minimum Returns, Center 
for International Policy, 
7.2.2013

Für diesen Rüstungswahnsinn gibt es keine moralische, sicherheitspolitische oder 
finanzielle Rechtfertigung – er muss aufhören! 

Wir fordern deshalb:
Nein zur Militarisierung der EU!

Ja zu radikaler Abrüstung und zu einem friedlichen und 
sozialen EUropa!

Militär

Steuersenkungen

Umweltschutz

Gesundheitswesen

Bildungssektor

11.200

15.100

16.800

17.200

26.700
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